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§ 25 TKG und Indexanpassung
In zwei Entscheidungen aus 2013 hat das OLG Wien mehrere AGB-Klauseln von
Mobilfunkanbietern als unzulässig eingestuft. In der Frage der Durchführung von
Indexanpassungsklauseln haben die beiden Senate allerdings divergierend ent-
schieden: Ein Sonderkündigungsrecht des Kunden nach § 25 Abs 3 TKG wurde
zunächst bejaht (OLG Wien 16. 5. 2013, 5 R 4/13 i), nunmehr aber verneint (OLG
Wien 7. 10. 2013, 4 R 119/13v); beide Entscheidungen sind nicht rechtskräftig.
Von Christian Zib

A. Die Rechtspositionen
In der E 5 R 4/13 i wurde dazu ausgeführt,

„dass die Bekl bei Entgelterhöhungen, auch wenn sie
grundsätzlich dazu berechtigt ist und diese Folge einer ver-
einbarten Indexklausel sind, das in § 25 Abs 3 TKG nor-
mierte Prozedere einhalten muss. Sohin kann sie sich nicht
darauf berufen, bei der Entgeltanpassung handle es sich
nur um den Vollzug einer bereits vereinbarten Indexklau-
sel. Gesetzliche Regelungen wie die vorliegende können
nicht dadurch umgangen werden, dass Änderungsklauseln
in den AGB allgemein vereinbart werden und dann, wenn
die Voraussetzungen für eine Änderung (Erhöhung des
Entgeltes) eintreten, die dafür gesetzlich vorgesehene Vor-
gangsweise durch Verweis auf eine solche AGB-Vereinba-
rung umgangen wird. [. . .] Danach muss dem Kunden
imGegensatz zur Textierung in den AGB ein außerordent-
liches kostenloses Kündigungsrecht eingeräumt werden.“

In der E 4 R 119/13v wurde anders entschieden:
„Zwischen den Streitteilen ist strittig, ob die Teilneh-

mer bei „In-Vollzugsetzen“ bereits ursprünglich in AGB
enthaltener Preisgleitklauseln von ihrem Sonderkündi-
gungsrecht zu unterrichten sind:

[. . .] In Bezug auf eine ähnliche Indexanpassungs-
klausel hat sich das BerG dem klägerischen Standpunkt
angeschlossen und einen Verstoß des § 25 Abs 3 TKG
bejaht (OLG Wien 16. 5. 2013, 5 R 4/13 i).

Nach Meinung von Max Stefan Ertl, Die AGB-Kon-
trolle nach § 25 TKG 2003, [MR 2005,] 139, sind jedoch
Entgeltanpassungen auf Grund eines bereits vereinbar-
ten Index (zB Verbraucherpreisindex) vom Schutzzweck
des § 25 Abs 2 und 3 TKG nicht erfasst.

Dieser Auffassung ist zu folgen. Im Regelfall sind sol-
che Preisanpassungsklauseln ausreichend vordetermi-
niert und im ursprünglichen Vertrag prädestiniert. Auch
der Eintritt der Voraussetzungen für die Anpassung des

Entgeltes (das Überschreiten des Schwankungszeitrau-
mes) liegt – wie bei einer (ebenso wenig § 25 Abs 2 und
3 TKG unterliegenden) gesetzlich oder behördlich vorge-
gebenen Änderung – nicht im Machtbereich des Mobil-
funkanbieters. Ein Verstoß gegen § 25 Abs 3 TKG liegt
daher – anders als bei der eine solche Vorherbestimmung
nicht enthaltenden Klausel 6 – nicht vor. [. . .]

Zu prüfen bleibt daher die Zulässigkeit der Klausel
nach § 6 Abs 1 Z 5 KSchG. [. . .] Der Kläger zeigt jedoch
keinen Verstoß gegen die genannte Bestimmung auf.“

Im Folgenden soll der Normzweck des Änderungs-
und Kündigungsregimes des § 25 TKG dargestellt und
die Einordnung einer vereinbarten Indexanpassung
geprüft werden.

B. Das Änderungs- und Kündigungsregime
des § 25 TKG

Nach stRsp1) und hL2) berechtigt § 25 Abs 2 und 3 TKG
Netz- und Dienstebetreiber ex lege, ihre AGB und Ent-

1) OGH 25. 5. 2004, 4 Ob 98/04x MR 2004, 379; OGH 8. 9. 2009,
1 Ob 123/09h EvBl 2010/15 (zust Kehrer) = jusIT 2010, 7 (zustGer-
hartinger); OGH 14. 11. 2012, 7 Ob 84/12x jusIT 2013, 87 (zust
Forizs). Ebenso schon zur Vorläuferbestimmung § 18 Abs 2 TKG
1997 OGH 14. 3. 2000, 4 Ob 50/00g EvBl 2000/150; OGH
13. 9. 2001, 6 Ob 16/01y JBl 2002, 178. In der E 4 Ob 227/06w
MR 2007, 222 hat der OGH die Frage aufgeworfen, ob die zu
§ 18 TKG 1997 bejahte einseitige Vertragsänderung zu § 25 TKG
2003 aufrecht erhalten werden könne; die Frage wurde aber in spä-
teren Entscheidungen nicht mehr aufgegriffen.

2) Kaufmann/Tritscher, TKG 2003 – der neue Rechtsrahmen für „elek-
tronische Kommunikation“ (Teil I), MR 2003, 273 (278); Lehofer in
Feiel/Lehofer, TKG 2003 (2004) 95 f; Ruhle/Freund/Kronegger/
Schwarz, Das neue österreichische Telekommunikations- und
Rundfunkrecht (2004) 508; M. Ertl, Die AGB-Kontrolle nach § 25
TKG 2003, MR 2005, 139 (140); Parschalk/Otto/Weber/Zuser, Te-
lekommunikationsrecht (2006) 93; Damjanovic/Holoubek/Kassai/
Lehofer/Urbantschitsch,Handbuch des Telekommunikationsrechts
(2006) 215 f, 220; Schauhuber, Neue OGH-Judikatur zu einseitigen
Vertragsänderungen im Telekom-Bereich, MR 2007, 290 (292);
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geltbestimmungen einseitig mit Wirkung für laufende
Vertragsverhältnisse zu ändern. Dem sind auch beide Se-
nate desOLGWien gefolgt (5R 4/13 i; 4 R 119/13 v).Nach
dem Gesetzeswortlaut ist dies allerdings keineswegs ein-
deutig: Sowohl die Änderung der AGB/Entgelte als auch
das Sonderkündigungsrecht werden nicht direkt geregelt,
sondern nur als Gegenstand von Informationspflichten
(Anzeige-, Kundmachungs-, Mitteilungspflicht) ge-
nannt. Die Unklarheit besteht schon seit der Umgestal-
tung der Teilnehmerverhältnisse in privatrechtliche Ver-
tragsverhältnisse. Schon damals wurden ähnliche Vorga-
ben für AGB-/Entgeltänderungen geregelt (§§ 21, 45
Abs 4 FMG 1993), ohne aber in Gesetz oder Mat die
Rechtsnatur des Vorgangs klarzustellen. Zur Unklarheit
trägt heute auch § 25 Abs 2 Satz 3 TKG bei, wonach
„im Übrigen die Bestimmungen des KSchG sowie des
ABGB unberührt bleiben“, die ja für Vertragsänderungen
einen Konsens fordern. Zum Teil wurde deshalb vertre-
ten, dass § 25 TKG kein gesetzliches Änderungsrecht
normiere, sondern ein vertragliches (Änderungsvorbe-
halt) voraussetze und nur zusätzliche Maßnahmen for-
dere (Anzeige, Kundmachung,Mitteilung an dieTeilneh-
mer, Hinweis auf das Sonderkündigungsrecht).3)

Der hM ist jedoch zuzustimmen. Das zeigt ua § 25
Abs 3 TKG, wonach nur der wesentliche Inhalt der
Änderung dem Teilnehmer mindestens einen Monat
vor Inkrafttreten mitzuteilen und der Volltext der Än-
derungen nur auf Verlangen zuzusenden ist. Würde
sich die Änderung nicht auf gesetzlicher, sondern auf
vertraglicher Grundlage vollziehen, so würden diese
Anordnungen hinter dem vertragsrechtlich Erforderli-
chen zurückbleiben und wären wenig sinnvoll.4)

DesWeiterenwurde in § 25Abs 2 TKGmit der TKG-
Nov 20115) eingefügt, dass „im Übrigen“ die Bestimmun-
gen des KSchG sowie des ABGB unberührt bleiben. Der
Grund für die Einfügung ist in den Mat nicht dokumen-
tiert. Er dürfte in der beschriebenenDiskussion liegen: In
der Lit war vertreten worden, dass § 25 TKG kein gesetz-
liches Änderungsrecht der AGB/Entgeltbestimmungen
enthalten könne, weil diesfalls die Bestimmungen des
KSchG und ABGB eben nicht „unberührt bleiben“ wür-
den.Durchdie Einfügung ist jetzt aber deutlich, dass zwi-
schen Modus des Zustandekommens und inhaltlicher
Kontrolle zu trennen ist. Die Vorgangsweise zur Ände-
rung richtet sich, weil gesetzliches Änderungsrecht, nach
§ 25 TKG, erfordert also Anzeige undKundmachung so-
wieMitteilung andenTeilnehmer (die alsWirksamkeits-
erfordernis derÄnderung eingestuft wird)6). Die „imÜb-
rigen“ unberührt bleibenden Bestimmungen des KSchG
undABGB sind jene, die den Inhalt derÄnderung betref-
fen, insb §§ 864a, 879 ABGB (überraschende oder gröb-
lich benachteiligende Klauseln) und §§ 6, 9 KSchG.

Die für die gegenteilige Meinung angeführten Er-
läutRV zur Vorläuferbestimmung § 18 TKG 1997, wo-
nach „die entsprechend den privatrechtlichen Grund-
sätzen zur Anwendbarkeit der Geschäftsbedingungen
im jeweiligen Vertragsverhältnis erforderliche (aus-
drückliche oder schlüssige) Vereinbarung durch die
Genehmigung oder die Kundmachung nicht ersetzt
wird“,7) behandelt die Ersteinbeziehung der AGB in
das Vertragsverhältnis, nicht ihre Änderung.

Auch die frühere deutsche Parallelbestimmung in
§ 28 TKV 19978) – und inhaltsgleich auch schon § 6

TKV 19959) und § 5 TKV 199210) – ermöglichte Anbie-
tern explizit die einseitige Änderung von AGB und
Entgelten in bestehenden Verträgen durch Kundenin-
formation (§ 23 Abs 2 Nr 1 a aF AGBG) mit Sonder-
kündigungsrecht des Kunden bei Änderungen zu sei-
nen Ungunsten.11)

Der Grund für das gesetzliche Änderungsrecht liegt –
wie der BGH hervorgehoben hat12) – zum einen im Cha-
rakter der Telekom-Verträge als typischeMassenschuld-
verhältnisse. Für Anbieter ist § 6 Abs 2 (insb Z 3 und 4)
KSchG idR nicht gangbar, weil Klauseln bei Massenver-
trägen nicht im Einzelnen ausgehandelt werden können
(in Österreich versorgen im Mobilfunk drei Anbieter
13,5 Mio Kunden).13) Auch eine hinreichend bestimmte
Umschreibung der Umstände für eine Entgelterhöhung
bzw -senkung (§ 6 Abs 1 Z 5 KSchG) ist vorweg häufig
nicht möglich.14) Wenngleich die Telekommunikation
nicht der einzige Sektor mit Massenverträgen ist (wohl
aber der konzentrierteste), gewährt § 25 TKG dem An-
bieter daher ein gesetzliches Änderungsrecht der AGB/
Entgeltbestimmungen. Als Ausgleich dafür erhält der
Teilnehmer ein kostenloses Sonderkündigungsrecht
bei benachteiligenden Änderungen,15) das spätestens
bis zum Inkrafttreten der Änderungen auszuüben ist.
Das Sonderkündigungsrecht des Kunden ist das Korre-
lat des gesetzlichen Änderungsrechts des Anbieters.16)

C. Indexanpassung als „Änderung der
Entgeltbestimmungen“ iSd § 25 TKG?

Divergierend haben die beiden Senate die Frage beant-
wortet, ob auch der Vollzug einer vereinbarten Index-
anpassungsklausel eine „Änderung der Entgeltbestim-
mungen“ iSd § 25Abs 2 und 3TKGbildet und demÄn-

Steinmaurer/Polster in Stratil, TKG 20034 (2013) § 25 Anm 6; Otto/
Steindl, Änderungen von AGB im Telekommunikationsbereich:
Klarstellungen zu den Formforschriften für einen Widerspruch der
Teilnehmer und zum Prüfungsmaßstab der Regulierungsbehörde,
ZIR 2013, 12 (13 FN 10).

3) Th. Rabl, TKG: Kontrahierungszwang, Abänderung und Inhaltskon-
trolle von AGB, ecolex 2000, 490 (491), zu § 18 TKG 1997; Pichler,
Allgemeine Geschäftsbedingungen in Mobilfunkverträgen, MR
2007, 216 (221); Schilchegger, Statuiert § 25 TKG 2003 ein gesetz-
liches Änderungsrecht? MR 2010, 287.

4) Vgl dementsprechend BGH 2. 7. 1998, III ZR 287/97 NJW 1998,
3188, zur TKV 1992 und 1995, wonach vor dem Hintergrund des
gesetzlichen Änderungsrechts „die Informationsmaßnahmen der
Bekl eine vollständige und umfassende Preis- und Tarifinformation
nicht leisten können und nicht zu leisten brauchen; alle diese Maß-
nahmen sind bzw waren – zulässigerweise – darauf angelegt, dass
sich der kritische und interessierte Kunde durch Anfragen bei der
Bekl bzw durch Einsichtnahme in den [in Österreich: kundgemach-
ten] AGB-Text weiter kundig macht“.

5) BGBl I 2011/102.
6) M. Ertl, MR 2005, 139 (142 FN 33); Steinmaurer/Polster in Stratil,
TKG 20034 § 25 TKG Anm 8.

7) ErläutRV 759 BlgNR 20. GP 49.
8) Telekommunikations-KundenschutzV dBGBl I 1997, 2910. § 28
TKV wurde 2002 durch das Post- und telekommunikationsrechtli-
che BereinigungsG dBGBl I 2002, 1529 aufgehoben.

9) Telekommunikations-KundenschutzV dBGBl I 1995, 2020.
10) TelekommunikationsV dBGBl I 1992, 1717.
11) BGH 2. 7. 1998, III ZR 287/97 NJW 1998, 3188.
12) BGH 2. 7. 1998, III ZR 287/97 NJW 1998, 3188 (zur TKV 1992 und

1995).
13) RTR, Telekom Monitor 3/2013, 48, www.rtr.at. Die Zahl umfasst

Postpaid- („Vertragskunden“) und Prepaid-Verträge.
14) Schauhuber, MR 2007, 290 (292).
15) OGH 8. 9. 2009, 1 Ob 123/09h; OLGWien 16. 5. 2013, 5 R 4/13 i;

OLG Wien 7. 10. 2013, 4 R 119/13v; M. Ertl, aaO 141.
16) Grote, Die Telekommunikations-Kundenschutzverordnung, BB

1998, 1117 (1120), zu § 28 TKV.
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derungsregime des § 25 TKG unterfällt, also insb der
Anbieter schon ein gesetzliches Änderungsrecht hätte
und der Kunde ein Sonderkündigungsrecht besitzt.

Indexanpassungsklauseln dienen allein dazu, das
Gleichgewicht von Leistung und Gegenleistung zu wah-
ren. Sie sind im Gegensatz zu anderen Fällen des Ände-
rungsbedarfs bei AGB oder Entgeltbestimmungen auf
vorhersehbare Änderungen ausgerichtet. Auslöser und
Folge der Anpassung können – zB durch Formeln – rela-
tiv exakt gefasst und in einer § 6 Abs 1 Z 5 und § 6 Abs 3
KSchG entsprechenden Weise ausgestaltet werden.

Weil und sofern der Unternehmer aufgrund der voll-
ständigen Festlegung des Anpassungsprogramms keinen
Ermessensspielraum hat, wird eine Indexanpassung in
der Lit nicht als Vertragsänderung, sondern als normale
Vertragsdurchführung eingestuft.17) Zutreffen dürfte je-
denfalls, dass keine „Änderung der Entgeltbestimmun-
gen“ iSd § 25 TKG vorliegt, weil durchAusübung des In-
dexanpassungsrechts nicht einseitig neue Inhalte/Ent-
geltbestimmungen in den Vertrag eingefügt werden,
sondern nur – bei Eintritt nicht imMachtbereich desAn-
bieters liegender Voraussetzungen – die bisherige Ver-
tragsäquivalenz in ausreichend vordeterminierter Weise
beibehalten wird (OLG Wien 4 R 119/13v gegen 5 R 4/
13 i).18) Auf solche Fälle zielt § 25 TKG nicht ab.

Unterstelltman Indexanpassungen nicht § 25TKG, so
besteht kein gesetzliches Änderungsrecht des Anbieters;
es ist auch nicht erforderlich, weil eine AGB-Regelung re-
lativ leichtmöglich ist.Ohne entsprechendeAGB-Klausel
besteht daher keine einseitige Anpassungsmöglichkeit.
Weil kein gesetzliches Änderungsrecht besteht und der
Anbieter in der vertraglich vereinbarten Anpassung kei-
nen Ermessensspielraum hat, besteht auch das korrelie-
rende Sonderkündigungsrecht des Kunden nicht.

DerOGHhat die Frage bisher nur gestreift, aber nicht
beantwortet. Er hat eine AGB-Klausel, die zur Entgeltan-
passung berechtigt, „insbesondere wenn sich Parameter
ändern, die nicht im Einflussbereich des Unternehmers
liegen“, nur an § 6 Abs 1 Z 5 und § 6 Abs 3 KSchG ge-
messen (wogegen die Klausel verstieß) und offengelas-
sen, ob eine einseitige Entgeltänderung nach § 25 Abs 2
und 3 TKGmöglich wäre, weil die Parteien sich nicht auf
§ 25 TKG berufen hatten.19) Soweit sich aus dieser Ent-
scheidung etwas ableiten lässt, hat der OGH eine Inde-
xanpassung außerhalb des § 25 TKG auf Basis einer
ABGB- und KSchG-konformen Klausel zumindest für
möglich gehalten, andernfalls hätte er die Anpassungs-
klausel nicht erörtert und nach KSchG beanstandet.
Dem entspricht auch, dass die Telekom-Control-Kom-
mission bei Indexanpassungsklauseln, die § 6 Abs 1
Z 5 KSchG entsprechen, derzeit keinen Widerspruch
nach § 25 Abs 6 TKG erhebt.20)

Auch nach deutschem Recht, das 2002 von der Son-
derregelung des § 28 TKV zur Beurteilung nach allge-
meinen BGB-Regeln übergegangen ist, muss bei kon-
kret umschriebenen Faktoren, wie zB Anpassung an
den Verbraucherpreisindex, kein Kündigungsrecht
eingeräumt werden.21)

Eine Indexanpassungsklausel ist daher zulässig, wenn
sie (insb) § 6 Abs 1 Z 5 und § 6 Abs 3 KSchG entspricht,
also konkrete, transparente und sachlich gerechtfertigte
Kriterien enthält, deren Eintritt nicht vom Willen des
Anbieters abhängt, und bei Eintritt der Preisgleitfaktoren

gegebenenfalls auch eine Entgeltsenkung vorsieht. Diese
Voraussetzungen hat das OLG Wien bei einer detaillier-
ten Bindung an den Verbraucherpreisindex bejaht (4 R
119/13v). Bei einer Klausel, die zur Erhöhung der Ent-
gelte „berechtigt“, ist klarzustellen, dass der Anbieter
bei einem Absinken des Indizes verpflichtet ist, eine ent-
sprechende Preisminderung vorzunehmen.22)

Die Unanwendbarkeit von gesetzlichem Änderungs-
recht und Sonderkündigungsrecht nach § 25 TKG resul-
tiert aus der Kombination von nicht im Machtbereich
des Anbieters liegenden Umständen und vordetermi-
niertem Anpassungsprogramm. Es lässt sich daher kei-
nesfalls sagen, dass § 25 Abs 2 und 3 TKG immer dann
unanwendbar sind – oder gar nur das Sonderkündi-
gungsrecht des Kunden allein entfällt –, wenn der Ein-
tritt der Voraussetzungen für die Entgeltänderung nicht
im Machtbereich des Anbieters liegt. Das hat auch das
OLG Wien in seiner E 4 R 119/13v nicht gesagt. Dies
würde auch für den Kunden völlig unvorhersehbare Er-
höhungen vom Sonderkündigungsrecht ausnehmen.

Fraglich ist, ob sich anderes aus der Sonderregelung
des § 25 Abs 3 Satz 5 TKG ergibt, wonach Änderungen
in den AGB/Entgeltbestimmungen, die allein infolge ei-
ner von der Regulierungsbehörde auf Grundlage dieser
Bestimmung erlassenen VO (derzeit: MitV)23) erforder-
lich werden (und die Nutzer nicht ausschließlich be-
günstigen), den Teilnehmer nicht zur kostenlosen Ver-
tragskündigung berechtigen. Die ErläutRV führen dazu
aus, dass solche Änderungen „nicht von [den Betreibern]
zu vertreten sind und daher auch kein kostenloses Kündi-
gungsrecht für den Teilnehmer hervorzurufen vermö-
gen“.24) Wenngleich konkrete Anwendungsfälle dieser
Vorschrift nicht bekannt sind,25) erfasst sie jedenfalls
Änderungen, die für den Anbieter nicht vorhersehbar
und daher auch nicht vorweg konkret umschreibbar
sind, und gewährt deshalb – anders als bei Indexanpas-
sungen – ein gesetzliches Änderungsrecht. Da diese Än-
derungen aber nicht vom Anbieter zu vertreten sind,
wurde das Sonderkündigungsrecht des Teilnehmers
ausgeschlossen. Die Regelung könnte eine Analogie für
andere Fälle rechtlich zwingender – also gesetzlich oder

VbR

17) Fenyves, Gutachten zum 13. ÖJT II/1 (1997) 103 f; Horn, Vertrags-
bindung unter veränderten Umständen – Zur Wirksamkeit von An-
passungsregelungen in langfristigen Verträgen, NJW 1985, 1118
(1120). Vgl auch OGH 9. 9. 2013, 6 Ob 141/13y, wonach eine
Wertsicherungsklausel, die nur der Berücksichtigung der Geldwert-
änderung dient, lediglich Berechnungsgrundlage ist; der geschul-
dete Betrag ist daher wie bei unechten Fremdwährungsschulden
zu berechnen.

18) Ebenso Forizs, jusIT 2013, 87 (89) (Anm zu OGH 7 Ob 84/12x);
ähnlich auch M. Ertl, MR 2005, 139 (141).

19) OGH 20. 3. 2007, 4 Ob 227/06w MR 2007, 222.
20) Forizs, jusIT 2013, 87 (89).
21) Sörup in Heun, Handbuch Telekommunikationsrecht2 (2007) Rz K

568; Heymann/Horn, HGB2 (2005) Vor § 343 Rz 40. Dem wider-
spricht auch nicht EuGH 21. 3. 2013, C-92/11, RWE Vertrieb AG,
Rz 55 für Gasversorgungsverträge, weil dort (kein gesetzliches Än-
derungsrecht bestand und) der Kunde nach Anhang A RL 2003/55/
EG selbst bei (in casu fehlenden, Rz 18) hinreichend konkreten Än-
derungsfaktoren ein Kündigungsrecht bei Entgelterhöhung haben
muss.

22) Vgl nur OGH 22. 3. 2001, 4 Ob 28/01y ÖBA 2001/977 (für Bank-
AGB); BGH 31. 7. 2013, VIII ZR 162/09 (für Gasversorgungsver-
träge).

23) MitteilungsV der RTR, BGBl II 2012/239.
24) ErläutRV zur TKG-Nov BGBl I 2011/102, 1389 BlgNR 24. GP 12.
25) Steinmaurer/Polster in Stratil, TKG 20034 § 25 TKG Anm 10.
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behördlich vorgegebener – Änderungen nahelegen,26)

doch scheint es entstehungsgeschichtlich an einer Lücke
zu fehlen.27) Definitiv keine Analogie ist mE bei bloß
„wirtschaftlich zwingenden“ Änderungen möglich.

Keine Änderung der Entgeltbestimmungen – weder
iSd § 25 TKG noch zivilrechtlich – ist die Änderung
vom Betreiber nur für Dritte eingehobener Beträge
(zB USt oder Roamingentgelte).28) Weiters erfassen
§ 25 Abs 2 und 3 TKG nur generelle Änderungen
von AGB/Entgeltbestimmungen, nicht Änderungen
im Einzelvertrag eines Kunden und auch nicht AGB-
Klauseln über solche Individualabreden.29) Solche
Klauseln sind nur nach ABGB und KSchG zu beurtei-

len. Vom OGH geklärt ist auch, dass § 25 TKG nicht
jegliche AGB- und wohl auch Entgeltänderungen eines
Betreibers schlechthin, sondern nur solche erfasst, die
Telekommunikationsleistungen ieS betreffen.30)

D. Ergebnis
Die Argumente des OLGWien in seiner E 4 R 119/13 v
erscheinen zutreffend. Das Sonderkündigungsrecht des
Kunden nach § 25 Abs 3 TKG ist das Korrelat des ge-
setzlichen Änderungsrechts des Anbieters für seine
AGB/Entgeltbestimmungen. KSchG-konforme Index-
anpassungen erhalten nur die bisherige Vertragsäqui-
valenz in vordeterminierbarer Weise, ihre Auslöser lie-
gen nicht im Machtbereich des Anbieters. Sie bilden
daher keine „Änderung der Entgeltbestimmungen“
iSd § 25 TKG. Weder besteht für sie ein gesetzliches
Änderungsrecht des Anbieters noch das korrelierende
Sonderkündigungsrecht des Kunden.

Ü
Ü In Kürze
Divergierende Rsp gibt Anlass, den Normzweck des Än-
derungs- und Kündigungsregimes in § 25 TKG und die
Einordnung einer vereinbarten Indexanpassung zu unter-
suchen. Bei KSchG-konformer Indexanpassung ist ein
Sonderkündigungsrecht zu verneinen.
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